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Es hat ferner einen Rechtsanwalt als Verteidiger zu bestel­
len, wenn dies wegen der Persönlichkeit des Jugendlichen 
oder wegen der Schwierigkeit der Sache geboten erscheint.

(3) In den übrigen Fällen ist dem Jugendlichen durch das 
Gericht ein Beistand zu bestellen. Der Beistand hat die Rechte 
und Pflichten eines Verteidigers. Er hat sich mit der bisheri­
gen Entwicklung und den Erziehungsverhältnissen des Ju­
gendlichen vertraut zu machen.

§ 73
Sachkundige Durchführung des Verfahrens

Richter und Schöffen, die in Strafverfahren gegen Jugend­
liche mitwirken, sollen mit den besonderen Fragen der Ent­
wicklung und Erziehung Jugendlicher vertraut sein. Entspre­
chendes gilt für die Jugendstrafverfahren bearbeitenden 
Staatsanwälte und Mitarbeiter der Untersuchungsorgane.

§ 74
Psychiatrische und psychologische Begutachtung

(1) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersuchungs­
organe können zur Feststellung der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit eines jugendlichen Beschuldigten oder Ange­
klagten die Begutachtung anordnen. Das Gutachten hat sich 
auf die Schuldfähigkeit zu erstrecken und soll Vorschläge zur 
weiteren Gestaltung der Erziehungs- und Lebensverhältnisse 
des Jugendlichen enthalten.

(2) § 43 gilt entsprechend.

Einstellung des Verfahrens

§ 75
(1) Der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane kön­

nen das Verfahren einstellen, wenn das Vergehen nicht er­
heblich gesellschaftswidrig ist und zur Überwindung der 
sozialen Fehlentwicklung des Jugendlichen von den Organen 
der Jugendhilfe notwendige und ausreichende Erziehungs­
maßnahmen eingeleitet worden sind oder nach Beratung 
eingeleitet werden.

(2) Der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane können 
das Verfahren auch einstellen, wenn unter den Voraussetzun­
gen des Absatzes 1 durch andere staatliche oder gesellschaft­
liche Erziehungsträger, insbesondere Betriebe und Schulen, 
bereits ausreichende Erziehungsmaßnahmen eingeleitet wor­
den sind.

(3) Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen kann von der 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens abgesehen werden.

§ 76
Unter den Voraussetzungen des § 75 kann das Gericht bis 

zum Abschluß der Hauptverhandlung das Verfahren end­
gültig einstellen, wenn bereits ausreichende Erziehungsmaß­
nahmen eingeleitet worden sind.

§ 77
Übergabe an die gesellschaftlichen Organe 

der Rechtspflege
Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane 

können Vergehen Jugendlicher unter den Voraussetzungen 
des § 58 an gesellschaftliche Organe der Rechtspflege zur 
Beratung und Entscheidung übergeben.

S e c h s t e r  A b s c h n i t t  
Fristen und Fristversäumung

§ 78 
Fristberechnung

(1) Bei der Berechnung einer Frist, die nach Tagen be­
stimmt ist, wird der für den Beginn der Frist maßgebende 
Tag nicht mitgerechnet.

(2) Eine Frist, die nach Wochen, Monaten oder Jahren 
bestimmt ist, endet mit Ablauf des Tages der letzten Woche 
oder des letzten Monats, der durch seine Benennung oder 
Zahl dem Tag entspricht, an dem die Frist begonnen hat. 
Fehlt dieser Tag in dem letzteif Monat, endet die Frist mit 
Ablauf des letzten Tages dieses Monats.

(3) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen 
gesetzlichen Feiertag oder einen arbeitsfreien Sonnabend, 
endet die Frist mit Ablauf des folgenden Werktages.

Befreiung von den Folgen einer Fristversäumung
§ 79

Bei der Versäumung einer Frist ist Befreiung von den 
nachteiligen Folgen zu gewähren, wenn der Antragsteller 
durch Naturereignisse oder andere unabwendbare Zufälle an 
der Einhaltung der Frist verhindert war. Als unabwendbarer 
Zufall ist auch anzusehen, wenn der Antragsteller von einer 
Zustellung ohne sein Verschulden keine Kenntnis erlangt 
hat. Dasselbe gilt, wenn keine oder eine falsche Rechtsmittel­
belehrung erfolgt ist.

§ 80
(1) Der Antrag auf Befreiung muß binnen einer Woche 

nach Beseitigung des Hindernisses .bei dem Gericht, bei dem 
die Frist wahrzunehmen gewesen wäre, unter Angabe und 
Glaubhaftmachung der Versäumungsgründe gestellt werden.

(2) Mit dem Antrag ist zugleich die versäumte Handlung 
selbst nachzuholen.

§ 81
(1) Über den Antrag entscheidet das Gericht, das zur Ent­

scheidung in der Sache selbst berufen gewesen wäre.
(2) Die dem Antrag stattgebende Entscheidung ist endgültig.
(3) Gegen die den Antrag zurückweisende Entscheidung ist 

die Beschwerde des Betroffenen und des Staatsanwalts zu­
lässig.

§ 82
(1) Durch den Antrag auf Befreiung wird die Verwirk­

lichung einer gerichtlichen Entscheidung nicht gehemmt.
(2) Das Gericht kann jedoch die Verwirklichung der Ent­

scheidung aussetzen.

S i e b e n t e r  A b s c h n i t t  
Dolmetscher

§ 83
Hinzuziehung eines Dolmetschers

(1) Ist der Beschuldigte oder der Angeklagte der deutschen 
Sprache nicht mächtig und findet das Ermittlungsverfahren 
oder das Gerichtsverfahren nicht in seiner Muttersprache 
statt, ist ein Dolmetscher hinzuzuziehen.

(2) Dem Angeklagten sind der gesamte Inhalt und Ablauf 
der Hauptverhandlung zu übersetzen.

(3) Der Absatz I gilt entsprechend für Zeugen. Dem Zeugen 
sind die auf seine Vernehmung bezüglichen und an ihn gerich­
teten Fragen und Vorhaltungen zu übersetzen.

(4) Die Entschädigung für Dolmetscher erfolgt nach den 
entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen.

§ 84
Wahrheitspflicht

Der Dolmetscher ist über seine Pflicht zur gewissenhaften 
und wahrheitsgetreuen Übersetzung und über die strafrecht­
lichen Folgen einer vorsätzlich falschen Übersetzung zu be­
lehren.


